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Karlheinz Fingerle 

Positionen der Kultusministerkonferenz zu Be-

rufsorientierung, Berufspropädeutik und Berufs-

bildung im Gymnasium 

Loccumer Gespräche und Empfehlungen der Exper-

tenkommission

Die Ständige Konferenz der Kultusminister in der Bundesrepublik

Deutschland [Kultusministerkonferenz, KMK] hat vom Oktober

1993 bis zum Oktober 1994 in drei „Loccumer Gesprächen“ mit

Vertretern der Erziehungswissenschaft, Schul- und Hochschulpo-

litik eine Verständigung über die Kriterien für die Hochschulreife

und die Studierfähigkeit (Maturitätskatalog) gesucht (ERMERT

1993; SCHWEITZER 1995; KELL 1995). Vom März 1995 bis zum

Oktober 1995 tagte eine von der KMK berufene Expertenkom-

mission zum Thema „Weiterentwicklung der Prinzipien der gym-

nasialen Oberstufe und des Abiturs“, deren Abschlussbericht

(KMK 1995b) die Richtungsentscheidungen der KMK vom 1. De-

zember 1995 und 25. Oktober 1996 (KMK 1996) fundiert hat.

(Vgl. dazu auch: HUBER 1996.) Die „Vereinbarung zur Neuge-

staltung der gymnasialen Oberstufe in der Sekundarstufe II vom

7. 7. 1972 in der Fassung vom 11. 4. 1988“ (KMK 1988) hatte

sich nach Einschätzung der KMK in den Zielsetzungen und Prinzi-

pien bewährt. Doch wurden insbesondere Empfehlungen der Ex-

pertenkommission zur Stärkung der Berufsorientierung in der

gymnasialen Oberstufe aufgegriffen und in den Text der novel-

lierten „Vereinbarung zur Gestaltung der gymnasialen Oberstufe
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in der Sekundarstufe II (Beschluss der Kultusministerkonferenz

vom 07. 07. 1972 i. d. F. vom 28. 02. 1997)“ (KMK 1997b) ein-

gearbeitet. Die Vereinbarung wurde seit dem Jahre 1997 durch

weitere Beschlüsse geändert. Zu Beginn des Monats April 2001

wird auf der Website der KMK der Text i. d. F. vom 16.06.2000

bereitgestellt (KMK 2000).

Die Expertenkommission hatte im Jahr 1995 die verschiedenen

Aspekte der Berufsorientierung sowohl in der Beschreibung der

Situation der gymnasialen Oberstufe, als auch in ihren Empfeh-

lungen angesprochen. Ohne den Anspruch auf Vollständigkeit

gebe ich stichwortartig eine Auswahl dieser Aspekte wieder: 

- Die „Berufswahl“ der Abiturienten ist größtenteils auf das

Studium ausgerichtet. Dies ist „Ausdruck einer akademischen

Enge der Oberstufe“, die nur überwunden werden kann, wenn

„auch die Funktion von Oberstufe und Abitur im Gesamtsystem

von Beschäftigung“ beachtet wird. (KMK 1995b, S.43) 

- Die berufsbezogenen Komponenten werden in dem im Jahr

1995 noch geltenden Vereinbarungstext im Vergleich zu den stu-

dienpropädeutischen Elementen zu wenig konkretisiert. (Vgl.

KMK 1995b, S.44 f.) 

- In der Schulpraxis werden für „berufsorientierende Maß-

nahmen […] zumeist bekannte Wege“ gewählt: „Hinweise im

Fachunterricht auf berufliche Zusammenhänge und Anwendungs-

felder, Besuche bei Berufs- und Studieneinrichtungen bis hin zu

institutionalisierten Kontakten, Einladungen von außenstehenden

Personen an die Schule, Beratung durch das Arbeitsamt an der

Schule, Projekte mit fächerverbindendem Zuschnitt, die auch be-

rufsorientierende Aspekte berücksichtigen“, Absicht der Integra-

tion „berufsorientierende[r] Praktika in das Curriculum der gym-
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nasialen Oberstufe“. (KMK 1995b, S.50. – Zur unterschiedlichen

Organisation der studien- und berufsorientierenden Praktika vgl.

KMK 1995b, S.56 f.) 

- Die Einrichtung der Fachgymnasien (auch „Berufliche Gym-

nasien“ genannt) war von Auseinandersetzungen „um eine ak-

zeptable Diskussion von Allgemeinbildung“ begleitet. Technik

und Ökonomie „blieben […] im Allgemeinbildungskonzept des

Gymnasiums randständig.“ „Die Schularten, aus denen die Fach-

gymnasien hervorgingen, [mussten] ihre – erfolgreiche – berufli-

che Tradition aufgeben, um die allgemeine Hochschulreife testie-

ren zu können.“ (KMK 1995b, S.58 f.) 

- Trotz der Aufgabe dieser Tradition hält die Expertenkom-

mission „die Fachgymnasien für den einzigen Schultyp in der

gymnasialen Oberstufe […], in dem Entwicklungs- und Erzie-

hungsaufgaben bewußt berufsorientierend wahrgenommen wer-

den.“ (KMK 1995b, S.60) 

- Obwohl die Expertenkommission nach ihrem Auftrag keine

Empfehlung zum Problem der Doppelqualifikation abgeben will,

weist sie darauf hin, dass zum Beispiel „der an den Bezugswis-

senschaften ausgerichtete Unterricht in der Fachtheorie so ange-

legt ist, daß er etwa im Fachgymnasium Wirtschaft weitgehend

den theoretischen Teil einer Kaufmannsgehilfenprüfung (in jewei-

liger Spezifikation) abzudecken vermag.“ (KMK 1995b, S.60) 

- Fachgymnasien leisten einen bedeutenden bildungspoli-

tischen Beitrag zur Korrektur frühzeitiger Selektionsprozesse, in-

dem sie vor allem Realschulabsolventen Wege zum Abitur öffnen.

(KMK 1995b, S.60.) – An dieser Stelle weist die Exper-

tenkommission darauf hin, dass sich in Österreich „mittlerweile

der Weg über das berufliche Gymnasium zum Königsweg zur Ma-

tura entwickelt“ hat. (KMK 1995b, S.60) 
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- Mit der Kategorie der Schlüsselqualifikationen kann, wie die

Expertenkommission ausführt, „eine Weiterentwicklung der Prin-

zipien der gymnasialen Oberstufe […] nicht geleistet werden.“

(KMK 1995b, S.81) Im Anschluss an berufs- und wirt-

schaftspädagogische Ansätze werden Zielsetzungen vorgestellt,

die Qualifikation und Bildung unter dem Begriff Kompetenz ver-

binden. (KMK 1995b, S.84) 

- Ein längeres Praktikum (mehrmonatig oder halbjährig)

kann nach Meinung der Expertenkommission „nicht nur als wich-

tige Lebenserfahrung, sondern gerade als Moratorium in einem

langjährigen Bildungsgang für die Bewältigung der Berufswahl-

entscheidung – einer der wichtigsten Entwicklungsaufgaben der

Adoleszenz –, auch der Statuspassage in das junge Erwachse-

nenalter individuell von großer Bedeutung sein.“ (KMK 1995b,

S.124) Ohne expliziten Bezug auf einschlägige bildungstheoreti-

sche Überlegungen (vgl. z. B.: GRUSCHKA 1987) „anerkennt die

Kommission die Möglichkeit der vertieften Allgemeinbildung und

Wissenschaftspropädeutik im Medium des Berufs“. Allerdings sei

dafür eine enge Verbindung mit dem Bildungsprogramm der

Schule erforderlich und im Einzelfall vorzubereiten und zu prü-

fen. (KMK 1995b, S.124) 

- In der gymnasialen Oberstufe müssen komplexe Lehr-Lern-

Situationen gestaltet werden, die folgende Fähigkeiten fördern:

„breites Verständnis sozialer, ökonomischer, politischer und

technischer Zusammenhänge“, „Denken in übergreifenden, kom-

plexen Strukturen“, „kognitive Fähigkeiten der Wissensanwen-

dung in unterschiedlichen Kontexten“, „metakognitive Fähigkei-

ten der Selbststeuerung des Lernens“ und „Kommunikations-

und Teamfähigkeit unter Einschluß der Empathie“. (KMK 1995b,

S.135) „Solche Lehr-Lern-Arrangements sind in größerem Um-
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fang vor allem für den Ökonomieunterricht entwickelt und sys-

tematisch erprobt worden. Sie haben für die Fachgymnasien in

der Form von Planspielen, Fallstudien, arbeitsanalogen Aufgaben,

Verwaltungssimulationen, Ventures oder Übungsformen beson-

dere Bedeutung erlangt.“ (KMK 1995b, S.135 f.) Solche Formen

der Lehr- und Lernorganisation können den erhöhten Anforde-

rungen der Berufs- und Lebensbewältigung gerecht werden. (Vgl.

KMK 1995b, S.138) 

- Da ein hoher Anteil der Abiturienten sich für eine berufliche

Ausbildung oder Tätigkeit entscheidet, muss „eine Antwort auf

die Frage gefunden werden, ob und wie die gymnasialen Ober-

stufe dieser Tatsache Rechnung zu tragen vermag.“ (Ebd.) Die in

diesem Sinne zu gebende berufliche Orientierung soll nach Mei-

nung der Öffentlichkeit „in der gymnasialen Oberstufe die beruf-

liche Ausbildung oder Einarbeitung weder vorwegnehmen noch

erübrigen“. (KMK 1995b, S.138 f.) Die zu erwerbende Orientie-

rung muss sich auf Anforderungen beziehen, die einzelberufs-

übergreifend sind und die nur „situiert“ erworben werden kön-

nen. (Vgl. KMK 1995b, S.139 f.) „Berufliche Orientierung in der

gymnasialen Oberstufe zu fördern heißt dann, fächerübergrei-

fende und fächerverbindende Organisationsformen vernetzten,

mehrperspektivischen Lehrens und Lernens zu stärken […].“

(KMK 1995b, S.140) 

- Die traditionellen Versuche, berufliche oder berufsorientier-

te Bildung durch berufliche Inhalte zu bestimmen, sind nicht

überzeugend. Die sog. nicht-beruflichen Inhalte sind oft berufs-

bedeutsamer als die ökonomischen und technologischen The-

men. (Vgl. ebd.) „Es gibt keine Inhalte und Fächer, die an sich

oder prinzipiell ‚beruflich‘ oder ‚nicht-beruflich‘ sind oder zu sein

vermögen.“ (KMK 1995b, S.141. – Vgl. dazu auch HEID 1986
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und 1987) Prinzipiell kommen für die Berufsorientierung sowohl

die herkömmlichen Fächer des Gymnasiums wie auch bisher feh-

lende oder randständige Gebiete in Betracht. 

- Nach dem „Urteil der Repräsentanten des Beschäftigungs-

systems“ ist das Gymnasium zu praxisfern. Gerade die Fächer,

die bisher im Gymnasium vernachlässigt werden (wie Technik,

Ökonomie und Recht), könnten „differenziertes Zusammenhang-

wissen“ bereitstellen, das zum Verständnis der Berufsfelder und

des Arbeitsmarkts und „zur konstruktiven Gestaltung jeweils vor-

findlicher (ökonomischer, technischer, arbeitsorganisatorischer)

Bedingungen der Qualifikationsverwertung“ erforderlich sei. „Be-

rufsorientierung in diesem Verständnis fällt zusammen mit einer

vertieften Allgemeinbildung, die um Gegenstände und Themen

der in der gymnasialen Oberstufe ausgeschlossenen oder rand-

ständigen Fächer wie Technik, Ökonomie und Recht erweitert

wurde.“ (KMK 1995b, S.142) 

Nach dieser Diagnose der Situation der gymnasialen Oberstufe

empfiehlt die Expertenkommission, an den typischen und be-

währten Zielen und Formen der Oberstufenarbeit festzuhalten.

Voran nennt die Kommission die vertiefte „Allgemeinbildung ein-

schließlich der Berufsorientierung, Wissenschaftspropädeutik und

Sicherung der Studierfähigkeit“. (KMK 1995b, S.159) Die „Einbe-

ziehung von Inhalten beruflicher Bildung“ bildet einen besonde-

ren Abschnitt der Empfehlungen, der oben referierte Einsichten

aufgreift und für eine stärkere Berufsorientierung der gymnasia-

len Oberstufe plädiert durch die Befähigung Heranwachsender

zur Berufswahl und -entscheidung unter der Perspektive künfti-

ger beruflicher Veränderungen. Die Lernenden müssen Kenntnis-

se über den Arbeitsmarkt, die Verwertung von Qualifikationen
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und die Gestaltung von Arbeitsbedingungen erwerben können.

Wissen aus den bisher randständigen Fachgebieten wie Techno-

logie, Ökonomie und Rechtswissenschaften soll mehr als bisher

im gesellschaftswissenschaftlichen Aufgabenfeld verankert wer-

den. Zum Ausgleich bisheriger Defizite wird eine Kooperation mit

Fachgymnasien und mit außerschulischen Fachleuten empfohlen.

(Vgl. KMK 1995b, S.169) 

Die Novellierung der Vereinbarung zur Gestaltung der 

gymnasialen Oberstufe 

Die Kultusministerkonferenz hat in ihrem Beschluss vom

28. 2. 1997 zur Novellierung der „Vereinbarung zur Gestaltung

der gymnasialen Oberstufe in der Sekundarstufe II“ Empfehlun-

gen der Expertenkommission berücksichtigt. (KMK 1997b) Zur

Sicherung der „allgemeinen Studierfähigkeit“ und des „Über-

gangs in eine berufliche Ausbildung“ bedarf es, wie die KMK fest-

stellt, „allerdings einer Fortentwicklung“ der curricularen Struktu-

ren der gymnasialen Oberstufe. Im Kapitel „2. Zielsetzung“ im

Abschnitt 2.10 werden Fähigkeiten beschrieben, die für den Er-

werb der Berufs- und Studierfähigkeit erforderlich sind. „Umfas-

sende Informationen über Strukturen und Anforderungen des

Arbeitsmarktes“ sollen gegeben werden. Die Elemente eines Be-

ratungssystems auf schulischer Seite, auf der Seite der Arbeits-

verwaltung und auf der Seite der Hochschulen werden aufge-

zählt. Als Angebote der Schule werden genannt: „Angebote von

Berufswahlunterricht, Betriebspraktika, Betriebserkundungen

und -besichtigungen, studienkundliche Veranstaltungen, Fach-

praxiskurse.“
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Während diese Aussagen gegenüber früheren Fassungen der

Vereinbarung neu sind, ist der folgende Abschnitt 2.11 die Es-

senz von Sätzen, die schon im Einführenden Bericht und im Text

der Vereinbarung in den Fassungen vom 7. 7. 1972 und vom

11. 4. 1988 enthalten waren (Abschnitt I. 2.1 bzw. A. 2.1 des

Einführenden Berichts und letzter Absatz des Abschnitts II. 1

bzw. B. 1 der Vereinbarung). Der neue Abschnitt 2.11 hat den

Wortlaut:

„Die gymnasiale Oberstufe ermöglicht die Kooperation von all-

gemeinen und berufsbezogenen Bildungsgängen, und sie ist of-

fen für die Aufnahme weiterer berufsbezogener Fachrichtungen.“

Wie schon in früheren Versionen der Vereinbarung wird im Kapi-

tel „5. Wahlbereich“ eine Öffnung der gymnasialen Oberstufe für

berufsbezogene Themen und Kurse ermöglicht:

„Der Wahlbereich bietet auch Raum für Anwendung (z. B. Kunst-

oder Musikausübung, Anwendung der Mathematik in der Daten-

verarbeitung) und für berufsbezogene Kurse.“

Neu hingegen ist gegenüber früheren Fassungen der Vereinba-

rung, dass im Abschnitt 7.1.2 bei der Beschreibung der Aufgabe

der Einführungsphase der gymnasialen Oberstufe gefordert wird,

zur Förderung der „personalen, sozialen und fachlichen Kompe-

tenzen“ „spezielle Lernarrangements verstärkt“ anzubieten. Zu

diesen Angeboten können nach dem Text der Vereinbarung auch

„Betriebspraktika“ gehören.

Die seit der Fassung vom 11. 04. 1988 in der Vereinbarung im

Abschnitt 7.2.3 (früher B. 7.2.3) enthaltenen Aussagen über die

Bedingungen für die Aufnahme in die Qualifikationsphase von

Bewerbern mit Fachhochschulreife in berufsbezogene Bildungs-
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gänge, die zur allgemeinen Hochschulreife führen, wurden un-

verändert übernommen. Jedoch wurde dieser Abschnitt um einen

Satz ergänzt, der die gymnasiale Oberstufe auch für erfolgreiche

Absolventen einer Berufsausbildung öffnet:

„Gleiches gilt für Bewerberinnen und Bewerber mit Mittlerem

Schulabschluß und mindestens zweijähriger erfolgreich abge-

schlossener Berufsausbildung.“

Unverändert gilt seit 1988, dass „neu einsetzende Fremdspra-

chen und berufliche Fächer“ nur zweites Leistungsfach sein dür-

fen. (Abschnitt 7.4.6, früher B. 7.4.6) 

Die seit 1988 in die Vereinbarung aufgenommenen Kapitel 10

(früher: B. 10) „Zusätzliche Auflagen für Fachgymnasien/berufs-

bezogene Bildungsgänge“ und 11 (früher: B. 11) „Zusätzliche

Auflagen für doppeltqualifizierende Bildungsgänge, die zur All-

gemeinen Hochschulreife und zu einem beruflichen Abschluß

nach Landesrecht führen“ wurden mit fast unverändertem Text

übernommen. Jedoch wurde die für doppeltqualifizierende Bil-

dungsgänge im Jahre 1988 eingeführte Bestimmung, dass diese

in der Regel vier Jahre dauern, geändert. Jetzt ist im Abschnitt

11.1 eine Dauer von drei bis vier Jahren angegeben.

Gleichwertigkeit allgemeiner und beruflicher Bildung 

Der Schulausschuss der Kultusministerkonferenz hat im Jahr

1997 der Kultusministerkonferenz einen Bericht zur Gleichwer-

tigkeit allgemeiner und beruflicher Bildung vorgelegt, der für die

mit dem Gymnasium konkurrierenden Schul- und Bildungswege

insofern von Bedeutung ist, als in den vergangenen zweihundert
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Jahren die Fächer und Stundentafeln des Gymnasiums und spä-

ter der anderen zur allgemeinen Hochschulreife führenden Lehr-

anstalten immer wieder Maßstab für die Gleichstellung der Ab-

schlüsse dieser Schul- und Bildungswege mit der Allgemeinen

Hochschulreife waren. (KMK 1997a) 

Im Vergleich zu den Tutzinger Maturitätsgesprächen (SCHEUERL

1962) war in den Loccumer Gesprächen und im Bericht der Ex-

pertenkommission die Abwehr konkurrierender Schul- und Bil-

dungswege kein Thema. Man kann in den Texten sogar Bemer-

kungen finden, die vermuten lassen, dass ein bedeutender Teil

der Beteiligten alternative Wege zur allgemeinen Hochschulreife

kennt und anerkennen möchte.

Nach dem Bericht des Schulausschusses der KMK gehörten zu

den einvernehmlichen Eckpunkten eines „Konzepts der Gleich-

wertigkeit von allgemeiner und beruflicher Bildung“ u. a. „die

Möglichkeiten des Erwerbs der Fachgebundenen Hochschul-

reife/Allgemeinen Hochschulreife in Verbindung mit 

a) dem Abschluß der beruflichen Erstausbildung für bestimmte

Bildungsgänge, die um Zusatzqualifikationen erweitert werden, 

b) dem Abschluß der Berufsoberschule (auf der Basis eines von

der KMK anerkannten Konzepts)“. (KMK 1997a, S.4) 

Die Mehrheit des Schulausschusses meint, dass auch durch Be-

rufsausbildung allgemeine Berechtigungen für ein Hochschulstu-

dium erworben werden sollten: 

„Der Absolvent einer Berufsausbildung erwirbt durch die anwen-

dungsbezogene Vermittlung praxisorientierter Qualifikationen

Kenntnisse, Fertigkeiten und Fähigkeiten in einem auch für ein

Hochschulstudium erforderlichen Kompetenzbereich. Gleichwer-
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tigkeit von beruflicher und allgemeiner Bildung bedeutet deshalb,

daß formale Berechtigungen, die der erfolgreiche Besuch einer

allgemeinbildenden Schule verleiht, grundsätzlich auch durch Be-

rufsbildung erworben werden können.“(Ebd.)

Bayern jedoch distanzierte sich von dieser Einschätzung mit der

„Feststellung, daß Bildungsgänge und Abschlüsse in erster Linie

auf den Erwerb beruflicher Qualifikationen ausgerichtet“ seien.

(Ebd.)

Aus den nach dem Bericht der Expertenkommission von der KMK

gefassten Richtungsentscheidungen leitet Bayern die folgende

Einschätzung ab: 

„Bayern bestreitet nicht den eigenständigen und der allgemeinen

Bildung durchaus ebenbürtigen Wert der beruflichen Bildung,

kann sich jedoch nicht der Auffassung anschließen, daß der Er-

werb von Schlüsselqualifikationen/Kompetenzen in Verbindung

mit berufsbezogenem Fachwissen für den Hochschulzugang aus-

reichend sei. Auch aus den eingangs genannten Beschlüssen

folgt, daß ausreichende Kenntnisse in den Bereichen Deutsch,

Fremdsprache und Mathematik für die Gleichwertigkeit ein wich-

tiger Maßstab sind. Der für ein Hochschulstudium notwendige

Wissenserwerb kann nur über eigenständige Bildungsmaßnah-

men entschieden werden.“ (KMK 1997a, S.7 f.) 

Aus dem weiteren Text des Berichts des Schulausschusses sind

in unserem Zusammenhang noch die Aussagen über doppeltqua-

lifizierende Bildungsgänge mit Abitur interessant. Die KMK-

Vereinbarung zur gymnasialen Oberstufe ermöglicht bereits den

Erwerb der Allgemeinen Hochschulreife in Verbindung mit einem

beruflichen Abschluss nach Landesrecht.
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Einige Länder zeigen sogar Interesse, neben den bereits einge-

führten doppeltqualifizierenden Bildungsgängen, „die zur Allge-

meinen Hochschulreife und einem beruflichen Abschluß nach

Landesrecht führen“, Bildungsgänge einzurichten, in denen der

Erwerb der Allgemeinen Hochschulreife mit einer dualen Be-

rufsausbildung verknüpft wird. (KMK 1997a, S.15)

Weiter wurde nach dem Bericht des Schulausschusses im Jahr

1997 für die Berufsoberschulen (früher nur in Bayern und Ba-

den-Württemberg) eine Vereinbarung zur gegenseitigen Aner-

kennung der Allgemeinen Hochschulreife und fachgebundenen

Hochschulreife für erfolgreiche Absolventen einer Berufsausbil-

dung in einem anerkannten Ausbildungsberuf und anschließen-

dem zweijährigen Bildungsgang vorbereitet. Diese gegenseitige

Anerkennung ist unter bestimmten Bedingungen (z. B. für die

zweite Fremdsprache) inzwischen durch die „Rahmenvereinba-

rung über die Berufsoberschule“ gesichert. (KMK 1998) 

Ausblick

Die vorstehenden Abschnitte dokumentieren den Rahmen, in

dem die einzelnen Bundesländer schulpolitisch entscheiden und

den Schulen Möglichkeiten der Schulentwicklung setzen. Im

Rahmen der Gesetze, Verordnungen und Erlasse der Bundeslän-

der sind den Schulen noch viele Aufgaben gestellt, die mit päda-

gogischer Phantasie erfüllt werden können. Von der Berufsorien-

tierung im Gymnasium bis zur Bildung im Medium des Berufs

lassen sich viele verschiedene Profile entwickeln, über deren

Realisierung sich die beteiligten Lehrer, Schüler und Bürger einer

Region verständigen müssen. Wo der jetzt gesetzte Rahmen für
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die Reformen zu eng ist und neue Wege ausprobiert werden sol-

len, können über die Kultusministerien und Schulsenatoren bei

der Kultusministerkonferenz Modellversuche beantragt werden.

In diesem Sinne zitiere ich zustimmend zum Schluss Ludwig

Huber, dessen Aufsatz über die „Beruforientierung in der gymna-

sialen Oberstufe“ ich allen an Reform Interessierten empfehle: 

„Der Weiterentwicklung der gymnasialen Oberstufe stellen sich

also unter dem schlichten Losungswort ‚Berufsorientierung‘ Auf-

gaben in vielen Hinsichten: Modellversuchen öffnet sich hier ein

großes Feld; die Experimentierklausel im KMK-Richtungsent-

scheid sollte genutzt werden.“ (HUBER 1997, S.321; vgl. die

„Entwicklungsklausel“ in:  KMK 1997b, Abschnitt 12.)
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